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Das Micbtigsle.
Die Friedeusksuferr»;.

- Um die Tätigkeit der Friedenskonferenz abzukürzen , sind
die Mächte einer Pariser Meldung des „Hollandsch NreuwS
Nüro " zufolge, übereingekommen, alle Probleme , me weniger
wichtig sind , dem Pölkerbunde zu übeLlassen.

Die Ag HavaS" teilt mit : Das Komitee der 10 Vertreter
der Großmächte befaßte sich in der Donnerstagsschung m,t
der Prüfung der A» l»nialsra »en. Orts , der technische Dele¬
gierte Belgiens , entwickelte unter dem Beistand der drei Be¬

vollmächtigten dieses Landes den Standpunkt hinsichtlich des

Kongogebietes. Die ganze Eörterung bewegte sich auf der

Grundlage der Wils- nschen Vorschläge, die Verwaltung der
deutschen Kolonie» dem Völkerbund zu übergeben bezw. Teile
davon diesem oder jenem Staate unter Kontrolle der gesäurten
Mächte zu überlassen. Das englische Sriegskabinett hat sich
der Wilsonfche » Theorie angeschloffen. Dagegen haben die
Dominions energischen Protest eingelegt. Schließlich ermgte
man sich dahin, wenn in einem dieser Gebiete genügende kul¬
tivierte Eingeborene sich befinden, die ihren nationalen Wün¬
schen Ausdruck verleihen können und tatsächlich imstande sind ,
sich selbst zu regieren , der Völkerbund ihren Wünschen Rech¬
nung tragen soll. In dieser Beziehung denkt man insbeson¬
dere an Armenien und Mesopotamien . Die Bevölkerung
dieser Länder soll Gelegenheit erhalten , ihrem Willen Aus -
druck zu verleihen . Sie soll entscheiden, ob sie unabhängig
werden, oder unter dem Protektorate einer Großmacht leben
will. Wo die Völker nicht imstande sind , sich selbst zu regie¬
ren . soll der Völkerbund entscheiden, wer die Souveränität auS-
üben soll. Gewisse Bürgschaften sind dabei von der betreffen¬
den Großmacht zu übernehmen und zwar werden die Bürg¬
schaften von der Friedenskonferenz oder vom Völkerbunde sest-

aelegt. Diese werden für die verschiedenen Großmächte ver¬
schieden sein. Es soll darüber von Fall zu Fall entschieden
werden . Solange der Völkerbund noch nicht verwirklicht ist,
soll die Verwaltung der Kolonien von den angrenzenden Ver¬
waltungen übernommen werden, in der Weise, wie sie schon
jetzt gehandhabt wird.

Was die Asiatische Türkei betrifft , so erhalten vier Groß -
Mächte den Auftrag , diese Gebiete zu verwalten und zwar
tritt das Mandat sofort in Kraft . DaS Komitee der Groß¬
mächte hat von dem Obersten Kriegsrat in Versailles einen
Vorschlag eingefordert über die Art , wie am besten die Be»
setzungstruppen in der asiatischen Türkei zu verwenden sind.

Japan gegen Miss «.
4ir Delegierten auf der Pariser Friedenskonferenz hatten

»m 3V. Jan ., der „Deutschen Tagesztg ." zufolge» einen auf -
* regenden Tag . Die größte Überraschung war , daß Japan ,

>l» eS die Frage der deutschen Kolonien behandeln sollte, die
Erklärung abgab, daß es von Wilsons 14 Punkten überhaupt
nichts erfahren habe. Japan habe den Waffenstillstand nicht
unlerichrieben und brauche sich nicht um Wilsons Prinzipien
zu kümmern. Diese Erklärung wirkte wie ein Donnerschlag.
Man hat zwar die auffallende Tatsache bemerkt, daß Japan
in den Plenarsitzungen vom SamStag sich nicht über den Völ¬
kerbund ausgesprochen hat . Man führte dies aber auf die
Schweigsamkeit der Javaner zurück. Jetzt erscheint dieses
Schweigen aber in einem ganz andere « Lichte . Offenbar
nimmt Japan für sich eine absolute Sonderstellung in An¬
spruch , wodurch das Zustandekommen des Völkerbundes nach
den Wilsonfche » Grundsätzen auf sehr lockeren » Schrauben
fungiert .

Sofortige Vergrößerung der amerikanische»
Flotte .

Berlin , 31. Jan . Der amerikanische Flottenchef Admiral
May , drang in dem Ausschuß für Marineangelegenheiten des
Repräsentantenhauses am Vorabend der Abstimmung über
die Regirrungsflottenvorlage auf sofortige Vergrößerung der
Flotte , indem er erklärte , daß niemals eine Zeit bestanden
Hab« wo eS so notwendig fei, gründlich vorbereitet zu sein.
Diese Nachricht gewinnt besonderes Interesse im Zusammen¬
hang mit oer Meldung , daß die japanischen Vertreter in
Paris die 14 Punkte WilsonS nicht anerkennen und den
« Slkrrbund ablrhnen .

Rach einer Reutermeldung aus Netvhork vom 31 . Januar
hat das Repräsentantenhaus die Vorlage , die die für Heer
und Flotte bestimmten Kredite in Höhe von mehr als 18 Mil¬
liarden Dollar fordert , einstimmig angenommen .

Endgültiger Rücktritt Minterfeldts .
einem an Staatssekretär Erzberger gerichteten Tel

General von Winterfeldt , daß er nach rei
" " d eingehendem Vortrage bei seine

ÄunaÄ ^ ^ °"M ' "
.
° n seinem Entschluss-, seine « bb

bitten
^ Wasfenstlllstandskommission in Spaa zu e

siandes ^ »^ " ^ !
^ der Durchführung drS Waffenstt

feine b° t>e es ihm unmöglich gemack
^ »setzen. Gegenüber dem Gerüchte, als j

Emb?r^ er Rücktrittes in einem Zerwürfnis zwisch!
" nd chm zu suchen , betone er mit aufrichtige

Daraus antwortete Staatssekretär Erzberger telegraphisch,
in dem er sein aufrichtiges Bedauern über den von dem Ge¬
neral Winterfeldt festgehaltenen Beschluß ausdrückt. Staats¬
sekretär Erzberger würdigt General von WinterfeldtS Gründe
vollkommen. Es sei ihm, Erzberger , eine angenehme Pflicht ,
im Aufträge der Regierung dem General von Winterfeldt den
wärmsten Dank auszusprechen. Eine spätere Zeit werde Ge¬
neral von WinterfeldtS vaterländisches und ritterliches Ver¬
halten noch klarer hervortreten lassen , als die jetzigen Tage
der Unruhe und Ungewißheit. Erzberger werde das ver¬
trauensvolle Zusammenarbeiten mit ihm stets in dankbarer
Erinnerung bewahren .

Die innere Kolonisation .
* Von der NcichSregierung ist dieser Tage eine wertere wich¬

tige Verordnung herausgegeben worden, die sich auf das Land¬
sieblungswesen bezieht. Seit Jahren ist, so wird der „Franks .
Ztg .

" dazu aus Berlin geschrieben , von den Parteien der Lin .
ken eine großzügige innere Kolonisation verlangt worden und
im letzten Jahr des Krieges ist auch von der Reichsregierung
dieser Wunsch als berechtigt anerkannt worden . Die neue Re¬
gierung hat die vorhandenen Vorarbeiten fortgeführt , kom¬
missarische Beratungen abgehalten mit Vertretern der Land -
wirtschastskammern , der landwirtschaftlichen Körperschaften,
den Siedlungsgesellschaften und den Landarbeiterverbälchen .
Auch die Bundesstaten sind zu den Beratungen zugezogen
worden u . es hat sich eine weitgehende Überein st immung
zwischen allen beteiligten Faktoren ergeben . Bedenken, die von
Bayern und Württemberg geäußert wurden , sind dadurch hin-
fällig geworden, daß ein Großgrundbesitz, wie er in Preußen
und Mecklenburg vorhanden ist, in Württemberg nur zum ge¬
ringen Teil existiert und es ist . diesen partikularistischen Beden ,
ken Rechnung tragend, die Möglichkeit in die Reichsverordnung
ausgenommen worden, daß Ausncchmen geschaffen werden kön.
nen . Durch die Reichsverordnung werden nun die Bundes¬
staate« verpflichtet, gemeinnützige Siedluagsnntornrhmunge «
zu gründen .

Diesen gemeinnützigen Siedlungsgesellschaften sind zunächst
die Staatsdomänen zum Kauf anzubieten . Die Siedlungsver¬
bände sind berechtigt, Moorland und Odländereien zu Sied »
lungszwecken im Enteignungswege gegen Entschädigung zu
erwerben , außerdem sind sie mit dem Vorkaufsrecht ausgestat¬
tet hinsichtlich sämtlicher im Bezirk gelegenen landwirtschaft¬
lichen Grundstücke von über 20 Hektar. Dieses Vorkaufsrecht
ist bei Verkäufen an öffentlich -rechtliche Körperschaften und an
die nächsten Verwandten ausgeschlossen . In dem wichtigen Z 1
wird darüber bestimmt : Die Bundesstaaten sind verpflichtet,
zur Schaffung neuer Ansiedlungen gemeinnützige Siedlungs¬
gesellschaften zu begründen, soweit solche nicht schon vorhanden
sind . AlS Siedlungsunteraehmungcn im Sinne dieser Vor¬
schriften können auch öffentliche Behörden oder Anstalten an¬
gesehen werden. An der Aufsicht über die Siedlungen sind Ver -
trauensleute der . Ansiedler und der letzten Besitzer mit be¬
schließender Stimme zu beteiligen.

Eine sehr wichtige Bestimmung enthält die Aufteilung deS
volkswirtschaftlich nicht zu rechtfertigenden Großgrundbesitzes .
Demnach sind in Siedlungsbezirken , deren landwirtschaftliche
Nutzfläche nach der Betriebszählung von 1917 mit mehr als
13 Prozent auf sogenannte größere Güter (100 Hektar und
mehr ) entfällt , die Eigentümer dieser Großgüter zu Land -
lirferungsverbänden zusammenzuschließen, die ihrerseits zu
prüfen haben, was von ihrem gesamten Besitz abzugeben ist.
Diese Verbände h- ben der Siedlungsunternehmung ihres Be¬
zirks ans ihren Beständen bis zu einem Drittel der landwirt -
schastl . Nutzfläche für Siedlungszweckezu angemessenen Preisen
zur Verfügung zu stellen . Doch ist die Lieferungspflicht er¬
füllt , sobald die landwirtschaftliche Nutzfläche der großen Gü -
tcr nur noch zehn Prozent der gesamten Nutzfläche deS Ge¬
samtbezirks beträgt . BezügW der großen Güter haben die
Lieferungsverbände das Vorkaufsrecht. Im dauernden Be¬
darfsfälle haben die Lieferungsverbände ein Enteignungsrecht
bezüglich der großen Güter . Für die Auswahl des aus den
großen Gütern zur Verfügung zu stellenden Landes sind be¬
stimmte Vorschriften gemacht , und eS sollen in erster Linie für
Siedlungszwecke zur Verfügung gestellt werden : der land¬
wirtschaftliche Besitz der Kriegsgewinnler , der Spekulanten ,
der Parzellanten , der schlecht wirtschaftenden Besitzer und de«
Besitz solcher Personen , die sich während des größten Teils
des Jahres nicht auf dem Land aufhalten und nur von der
Grundrente leben. Ferner soll der Besitz zu Siedlungszwecken
vornehmlich zur Verfügung gestellt werden, der in den letzten
30 Jahren von dem Großgrundbesitz auS Bauerngütern ans »
gekauft worden ist. Wirtschaftlich und sozial vorbildliche Gü¬
ter sollen nach Möglichkeit erhalten bleiben . Die aus der
Feudalzeit stammenden Rechte der Fideikommisse, Stammgüter
und Lehen werden beseitigt, soweit sie Vorrechte bedeuten .
Das Siedlungsunternehmen soll gegenüber den Ansiedlern das
Wiederkaufsrecht haben und zwar in allen solchen Fällen , wo
der Ansiedler seinen Besitz aus spekulativen Gründen ver¬
äußern will, ihn nicht mehr dauernd bewohnt oder bewirt¬
schaftet. Im Interesse der Seßhastmachung der Landleute
kann der Landgemeinde oder dem Gutsbezirk die Verpflich¬
tung auferlegt werden, den landwirtschaftliche« Arbeiter «
Pachtland für den Bedarf des Haushalts bis zu einem Fünf¬
tel der landwirtschaftlichen Gemeindefläche zur Verfügung z«
stelle «. Die Gemeinde kann solches Land zwangsweise durch
Pachtung oder Enteignung erwerben.

Der Anfchlnß Deutsch -Ge- erreich».
* Der StaatSrat von Deutsch-Ostereich nahm den der öster¬

reichischen Nationalversammlung vorzulegenden GesetzeSontrag .
der Deutsch-Österreich als Glied des Deutschen Reiches erklärt ,
einstimmig an.

Wom Gage.
(Der badische Protest gegen die Ententrpolitik . Japan und

Wilson» Programm .)

Am Donnerstag - schrieben wir an dieser Stelle : „Wir
müssen selbst unser Geschick in die Hand, nehmen und eS
dem Feinde gegenüber vertreten mit aller Leidenschaft
und mit aller Hartnäckigkeit. Wenn die Regierung einen
Protest ergehen läßt , mutz die Empörung des ganzen Vol¬
kes diesem Protest , wie ein Wogenschwall der ersten Welle ,
auf dem Fuße folgen . Wenn wir weiterhin unsere Gel¬
tung in der Welt behalten wollen , müssen wir um diese
Geltung kämpfen und ringen . Schenken wird man unS
nichts .

" Datz es an dieser Leidenschaft und Hartnäckig¬
keit, an dieser Einmütigkeit des Wollens bei Regierung
und Volk in Baden nicht fehlt , hat die gestrige
Sitzung der badischen Nationalversamm¬
lung bewiesen . Mit aller Entschiedenheit haben dort
Regierung und Volksvertretung , jede in einer sehr wir¬
kungsvoll abgefatzten Erklärung , gegen den Geist der
VergSvaltigung protestiert, der sich in den Maßnahmen
der Entente in so brutaler Weise manifestiert .

Den unmittelbaren Anlatz zu diesem Protest bot die
von den Franzosen ohne jede militärische Notwendigkeit
vorgenommene Besetzung derbadischenHafen -
staÄtKehl und ihrer Umgebung . Wenn man bedenkt,
welche eine Bedeutung die Stadt Kehl für die Einfuhr
von Gebrauchs , und Lebensmitteln besitzt, so wird man
ermessen können , wie tirf und einschneidend der Gewalt¬
akt der Franzosen geral« unsere badischen Interessen be¬
rührt . Die Ernährungs - und Verkehrsschwierigkeiten, die
dank dem schikanösen Verhalten der Entente ohnehin von
Tag zu Tag schlimmer werden, müssen sich durch diele
Besetzung noch ganz erheblich verschärfen. Wenn der ba¬
dische Ministerpräsident in diesem Zusammenhang an
Wilson die offene Anfrage richtet , ob diese Maßnahmen
Frankreichs in Einklang gebracht werden können mit dem
Geist und Wortlaut seiner (Wilsons ) Grundsätze, so ist
ohne weiteres klar, datz die Antwort nur ein glattes
Nein sein kann.

Über den Kehler Fall hinaus hat der Ministerpräsident
aber die Vergewaltigungspolitik des Feindes in ihrer
Gesamtheit gekennzeichnet, indem er von vornherein
feststellte , daß die ganze Art und Weise, wie wir während
des Waffenstillstandes von der Entente behandelt wer¬
den, dem Geiste des bekannten Wilsonschen Programms
keineswegs entspricht. Die Fortdauer der Blockade,
die uns in unserer gesamten Wirtschaftspolitik aufs
schwerste behindert , und unter der unser ganzes Volk

so bitter zu leiden hat , die Ablehnung eines Vorfriedens ,
die Ausschließung Deutschlands von den Verhandlungen ,
der von England und Frankreich vertretene Wunsch nach
Annexion unserer Kolonien , die Zurückbehaltung unserer

Kriegsgefangenen : alles dieses hat der Ministerpräsident
hervorgehoben als Beweise für den Geist der Vergewal¬
tigung , der die Politik der Entente uns gegenüber be¬

herrscht.
Datz eine derartige Politik Haß erzeugen muß ,

ist selbstverständlich, und daß dann neue Kriege die un¬

ausbleibliche Folge sind , ist ebenso natürlich. Immerhin
ist es bemerkenswert , wenn ein solcher Gedanke von dem

badischen Ministerpräsidenten , das heißt also von einem

Vertreter der sozialdemokratischen Partei , geäußert wird ,
die wahrlich nicht im Rufe steht , zu den Kriegstreiber -

Parteien zu gehören . Und zwar hat sich Ministerpräsi¬
dent Geiß sehr klar ausgesprochen und noch ausdrücklich
den Satz hinzugesügt . daß das badische Volk und mit

ihm Deutschland einen Frieden der Gewalt auf die

Dauer einfach nicht ertragen werde ; das alte imperia -

listische System in Deutschland sei gebrochen, das

deutsche Volk werde sich aber auch' dem Imperialismus
anderer Völker nie beugen . Der Ministerpräsident hat
mit seinen Ausführungen lebhaften Beifall gefunden , und

die Entschließung der Nationalversammlung , die in

aller Form im Namen der Gerechtigkeit gegen die Der -

gewaltigungspolitik der Entente Verwahrung einlegt , ist

von allen Parteien einstimmig angenommen worden . Den

Worten des Landtagspräsidenten Kopf, daß diese ein¬

mütige Kundgebung nicht wirkungsvoll verhallen möge ,

schließen wir uns aus vollstem Herzen an.
Aus der Rede des Ministerpräsidenten Geiß verdient

noch ein anderer Passus Hervorhebung, der, wie wir

glauben , vom ganzen badischen Volke nicht minder bei-

fällig begrüßt werden wird . Dieser Passus bezieht sich



.
- S

-- V
L

«
s

«
W

S
»

v
'

SÄ
N

§
S

3
-

M
Z

F
M

F
tz

- H

auf di« Tatsache, daß di« badische Regierung von der
Reichsregierung in den den badischen . Staat betreffenden
Fragen nicht oder nicht genügend zugezogen wird . Die
badische Regierung , die die außerordentlichen Schwierig¬
keiten der Rcichsregierung ni <A verkennt , besteht nach-
- rücklichst auf der Forderung , daß sie bei alben Fragen ,
die unser Land betreffen , gehört wird . Wir haben alle
Veranlassung , der Regierung für Liefe entschiedene Wah-
rung unserer Rechte dankbar zu sein . -7-

Als Paris kommt, wie die «Deutsche Tageszeitung " zu
melden weiß , eine sehr überraschende Nachricht. Die japa¬
nische Sphinx , die bisher so bedeutungsvoll zu schweigen
wußte , hat endlich den Mund zu einer klaren Kund¬
gebung geöffnet , und diese Kundgebung ist allerdings so,
daß sie allenthalben das größte Erstaunen Hervorrufen
muß , vorausgesetzt , daß die „Deutsche Tageszeitung "

richtig informiert ist. Der Vertreter der jchxmischen Re¬
gierung soll in Paris erklärt haben, daß Japan von dem
Witsonschen Programm überhaupt nichts erfahren habe,
daß es den Waffenstillstand nicht unterschrieben habe und
sich also auch nicht um Wilsons Prinzipien zu kümmern
brauche. Diese Erklärung sei abgegeben worden bei
der Beratung der Kolonialfragen . Daß sie wie ein
Donnerschlag gewirkt habe, glauben wir gern : denn die
ganze Völkerbundidee wird naturgemäß in Frage gestellt ,
wenn eine Großmacht wie Japan sich ausschlietzt.

Lebensmittel - und Rohstoffeinfuhr . Arbeitsleistung als
Zahlungsmittel .

Die Ankündigung der Herabsetzung der Kartoffelration ab
Februar um 2 Pfund in der Woche ist die notwendige Folge
der Ereignisse in der Provinz Posen und der Bedrohung der
Provinzen Schlesien und Westpreußen . In diesen von der
polnischen Gefahr bedrohten Provinzen werden außer Getreide
etwa 8 Millionen Tonnen Kartoffeln erzeugt . Wenn von
diesen nur der vierte Teil nicht abgeliefert wird, so sind das
4V Millionen Zentner , während durch die in Aussicht genom¬
mene Herabsetzung ab Februar — den nichtversorgten Teil
der Bevölkerung mit 40 Millionen Menschen gerechnet — nur
62 Pfund auf den Kopf oder rund 20 Millionen Zentner ge-
spart werden . Dabei ist eS aber wahrscheinlich, daß die Lie¬
ferungsdifferenz noch größer sein wird . . Hier erfährt also,"
wird der »Frkf . Ztg .

"
geschrieben , »der deutsche Michel am

eigenen Leibe die Folgen der Sdartakudbewegirng , d^nn e§ ist
zweifellos, daß die Bewegung im Osten längst nicht diesen Um¬
fang angenommen hätte , wenn wir schon Anfang Dezember
die nötigen Truppen zur Abwehr der polnischen Übergriffe
hätten bereitstellen können. Inzwischen gehen auch die Streiks
in Oberschlesien und im Ruhrgebiet luftig weiter ; Streik aus
Streik und die Gütererzeugung sinkt auf allen Gebieten rapid .
Das bedeutet aber nicht mehr und nicht weniger, als daß
durch Arbeitseinstellungen und Arbeitsverhinderung das deut¬
sche Volk Selbstmordpolitik treibt . Die Entente hat uns zwar
gegen Bereitstellung Unserer Flotte Lebensmittel versprochen,
zugleich aber keinen Zweifel darüber gelassen, daß wir diese
Lebensmittel bezahlen müssen , nicht etwa mit Marknoten , son¬
dern mit vollwertigen Ware «. Wen« man bedenkt, daß allein
für die Brotvcrsorgung Deutschlands monatlich 600 000 Ton¬
nen Getreide nötig sind und wenn man annimmt , daß unS
von April bis August auch nur 200 000 Tonnen monatlich ge¬
liefert werden, denn mehr wird man uns wohl nicht Anteilen,
so sind das 1 Million Tonnen , die zum argentinischen Preise
einschließlich Spesen mit etwa 65 Dollars Gold die Tonne
gerechnet — 66 Millionen Äosddoüars kosten . Erhalten wir
dazu noch monatlich 100 000 Tonnen Mais , den wir zur Ber -
besserung unserer Viehzucht und Milchwirtschaft ebenso drin¬
gend gebrauchen wie das Brotgetreide , dann waren das wer¬
tere 500000 Tonnen , die bei - einem Tonnenpreis vom 30 Dol-
lars , Gold weitere 16 Millionen Golddollars beanspruchen.
Die uns in Aussicht gestellten 70 000 Tonnen Schweinefleisch,
Schmalz und Speisefett kosten, wenn wir sie zu 125 das Kilo-
aramm , d. i . zu 1250 Golddollars die Tonne bekommen, mo¬
natlich 87ch Millionen oder 437,6 Millionen Lollars Gold für
K Monate . Dabei würden diese 70 000 Tonnen monatlich nur
eine Verteilung von 2 Pfund auf den Kopf und Monat ge¬
statten , unter Berücksichtigung einer , erhöhten Ratton für
Schwerarbeiter . Kranke usw . Mit einem Wort : alle,« für
diese unbedingt notwendigen Lebensmittel brauche« w,r mehr
alS 500 Millionen Dollars Goldwert auf Basis der Preise
ohne Seefracht , da anzunehmen ist, daß die Beförderung mrt
den deutschen Schiffen erfolgt, so daß wir die Fracht ,n deut.
scheu Werten bezahlen können. . . ,

Wir müssen also zunächst Werte schaffen , um diese vom
Ausland hereinzubringendcn Lebensmittel auch bezahlen zu
können. Könnten Wir sie mit Gold bezahlen, so würde damit
so ziemlich unsere ganze Goldreserve aufgezchrt werden ; diese
Möglichkeit ist uns überdies genommen, ebenso wie uns das
Veffügungsrecht über die in den alliierten Ländern beschlag¬
nahmten deutschen Vermögen entzogen ist . Solange uns dm
Entente Kredite nicht einräumt , müssen wir diese Bezüge durch
Lieferung von Kali, Kohle «, Eisen und Stahl , Chemikalien,
Maschine.«, Glaswaren «nd Frrtigfabrikaten jeder Art aus¬
zugleichen suchen . Man darf 6 -6 aber in dieser Beziehung
keine Illusion machen. ES wird schwer sein, die nötigen Men¬
gen aufzutreiben . Unsere geranne Kaliausfuhr betrug in
Friedenszeiten wenig mehr als 100 Millionen Mark , und wenn
wir es jetzt zum doppelten oder dreifachen Preise verkaufen
könnten, so wäre infolge der Entwertung der Valuta doch
kaum der Goldwert des Friedens dafür zu erlösen , weil wir
durch die langen Kohlenstreiks und die Transportkrisis mit
der Kaliförderung gegen die Vorjahre ganz gewaltig im Rück¬
stände sind . Dazu kommt noch, daß wir außer den Lebens;
Mitteln noch andere Rohstoffe zur Wiederherstellung der drin¬
gendsten Lebensbedürfnisse im Innern und zur Wiederauf¬
nahme unserer Exportindustrie ebenso dringend brauchen.
Was wir an Häuten , Gerbstoffen, Wolle, Baumwolle , Gummi ,
Petroleum , Schmierölen , an Rohprodukten für die Margarine ,
industrie wie : Copra, Leinsaat und sonstigen Olsaaten , ferner
an Kupfer , Nickel, Mangan , Chrom un danderen Metallen
nötig haben, wird mit 6 bis 700 Millionen Dollars Gold wohl
eher zu niedrig als zu hoch geschätzt sein. Kurz wir brauchen
ungefähr 5 Milliarden Mark zur Friedens -Parität gerechnet
zur unumgänglichen Minimum -Einfuhr , um die Lebensmittel -
vcrsorgung sicher zu stellen und die enorme Teuerung der
Gewebe, Schuhe usw. wieder auf ein erträgliches Maß zurück¬
zurühren . Bedenkt man, daß unser Friedensexport jährlich
10 Milliarden Mark betrug , und ein ganz gewaltiger Teil
unserer Industrie mangels ' Rohstoffen überhaupt nicht arbei¬
ten kann, so ist die Tatsache, daß wir selbst durch die Kohlen-
ftreiks und die verschiedenen sonstigen Arbeitsverhinderungen
speziell in der Herstellung von Transportmitteln und Repara¬
turen der Maschinen und Waggons so gewaltige Rückschritte
gemacht haben, geradezu unfaßbar .

Nur die intensivste Anstrengung aller Arbeitskräfte kann
nnS aus unserer verzweifelten Lage herausführen . Jeder
Arbeitslose müßte das einsehen und jede Gelegenheit ergreifen ,
die ihn, , - ölen ist, um Arbeit zu leisten, ganz gleichgültig

welcher Art . . Kommt diese Einsicht nicht bald, so bleibt der
Regierung keil, avderes Mittel -, atz das Hilfsdienstgesetz wie¬
der einzufShren , das die Leute zur « rSeff zwingt?

Die Lage i« Breme«.
Dem »Hamburger Frenckenbl.

" geht aus Bremen folgende
Meldung zu : Heute morgen traf dir dem OberbefehlshcSerRvske unterstellte Division Gerstenberg hier ein. Sie bestehtaus der Marinebrigade und der Landesschützenbrigade. Der
Division stehen sämtliche Kampfmittel zur Verfügung , wie siean der Front verwandt wurden . Führer der Division ist Oberst
Gerfterdberg.

Aus einer Unterredung mit dem Mitglied der ReichSregie -
rung NoSke über die Gründe und das Ziel der Expedition nachBremen wird in Berliner Blättern folgendes mitgeteikt:Roske sagte:

Aller Welt, ausgenommen die Spartakisten , sei klar, daß die
Zustände in Bremen unhaltbar waren . Die Stadt gehörte zu
denjenigen , in denen eine Nein» Minderheit durch Gttvaltmittel
versuchte, ihre Herrschaft über die beträchtliche Mehrheit zu be.
haupten . Bremen hat eine besondere Bedeutung als unser zweit-
wichtigstrr Handelshafen . Anfangs Februar soll das Auslau¬
fen von Lebensmittelschifsen beginnen . Bei der absoluten Un¬
sicherheit der Verhältnisse bestand keine Sicherheit dafür , daß
beim Ein - und Auslaufen der Schiffe Zwischenfälle oder Stö .
rungen unbedingt nicht Vorkommen würden . Die Zufuhr von
Lebensmitteln muß aber unbedingt sichergestellt werden . Des .
halb find Truppen von erheblicher Kampfkraft in Bewegung
gesetzt worden. Von den einmarschierenden Regierungstruppen
wird gewiß kein Schuß abgegeben werden, wenn nicht von den
Bremer Spartakisten -» er Unabhängigen zuerst gefeuert wird.

Die Konferenz der Finanzminister in Weimar .
* Die am Dienstag in Weimar begonnenen Verhandlungen

des Reichsschatzsekretärsmit den einzelstaatlichen Finanzmini -
stern sind am Mittwoch fortgesetzt und zu Ende geführt wor¬
den. Sie haben laut W .T .-B . eine völlige Übereinstimmung
dahin ergeben, daß die Deckung der dringenden Bedürfnisse des
Reiches allem anderen ' ingehen müsse , daß aber in dem
hierdurch gezogenen Rahmen den Einzelstaaten die zur Erfül¬
lung ihrer wichtigsten Kulturausgaben notwendige finanzielle
BewegungSfrriheit zu erhalten sei . Unter diesem Gesichtspunkte
wurde das gesamte Gebiet der Finanzen in seiner Bedeutung
für bleich, Staat und Gemeinde einer eingehenden Erörterung
unterzogen . Die vertrauliche und unverbindliche Aussprache
war so reich an Aufklärungen und Anregungen , daß von den
Teilnehmern der Wunsch nach häufiger Wiederholung solcher
Veranstaltungen sehr lebhaft geäußert wurde . Das Reichsschatz¬
amt sagte die Erfüllung dieses Wunsches zu.

Deutsche Offiziere für das Ausland .
* Japan und Amerika sind auf der Suche nach deutschen

Offizieren und Unteroffizieren — so ist zurzeit in den Blättern
zu lesen. Wenn diese Nachricht zutreffen sollte , was nach -
Lage der Dinge durchaus nicht ausgeschlossen erscheint, dann i
würfe sie ein merkwürdiges Licht zunächst auf das feindliche ,Schlagwort vom Kreuzzug gegen den deutschen Militarismus !
und sodann auf das Vertrauen in den durch die Vernichtung -
dieses Militarismus angeblich gesicherten Bölkerfrieden . In
einer Zuschrift an den »Schwäbischen Merkur " weist Major
Sols auf das Entwürdigende der feindlichen Zumutung hinund bemerkt dazu, daß es wohl ausgeschlossen sei, daß sich
Offiziere fänden, die einem solchen Rufe folgten . Zu ver¬
denken sei eS freilich keinem Offizier , wenn er sein Fort¬
kommen im Ausland suche und den Staub der undankbaren i
Heimat von den Füßen schüttele : »Die Bitterkeit , die unser
Offizierkorps naturgemäß erfüllt , wird viele , dazu treiben , und ;die Rot vielleicht noch manche dazu zwingen . Es ist eben
keine Kleinigkeit, ein Leben voll Arbeit und Pflichterfüllung ,und vier schwere Kriegsjuhre damit belohnt zu sehen, daß '
man nun in jeder Weise öffentlich beschimpft wird , daß dar¬
über beraten wird, die in langen Dienstjahren redlich erwor¬
benen Abzeichen abzuerkennen , daß mit Stellung und Tä¬
tigkeit auch das tägliche Brot in Frage gestellt ist . Wer also
ins Ausland gehen will, der mag es tun , aber zu unseren ,
bisherigen Feinden in staatlicher Anstellung darf kein deutscher
Offizier . Lieber in der Heimat hungern , als unseren Fein - :
den gegen Geld dienen. Einen anderen Standpunkt kann
eS nicht geben." Der »Schwäb. Merkur " unterstreicht die
letzten Sätze, legt aber dar , daß für den deutschen Offizier
das Angebot, etwa in neutrale Dienste zu rreten , angesichts
der Zustände in unserem . eigenen Heer und der wirtschaft¬
lichen Notlage, in die ein Teil der bisherigen Offiziere mit
ihren Familien geraten sind , neben Schmerzlichem auch Ver¬
lockendes hat . Er knüpft daran die Hoffnung , daß nach der
Veröffentlichung Grundzüge des künftigen bayrischen und des
badischen Heerwesens nun auch bald der angekündigte Ent¬
wurf für das württembcrgische Heerwesen Herauskoniine , der
neben anderem Gutem den Offizieren die Möglichkeit bieten
könne , in der Heimat klarer zu sehen und beruhigter zu sein.
»Viele, namentlich jüngere Offiziere wenden sich "

, so schließt
das Blatt , »anderen Berufen zu oder haben die Absicht und
befassen sich in dem Sinn mit entsprechenden Studien . Dieser
Weg verspicht aber nur Erfolg , wenn unser Wirtschaftsleben
wieder in Gang kommt. Geschieht das nicht , wird nichts ge¬
tan , dann besteht allerdings die Gefahr , daß mancher deutsche
Offizier als Landsknecht, als Söldner in fremde Dienste tritt .
Es besteht aber weiter auch die große Gefahr einer Abwan¬
derung aus anderen Kreisen, die für die Gesamtheit noch viel
schwerwiegender wäre ."

Führergeist .
In der von Richard Calwer herausgegebenen Wochenschrift

»Die Konjunktur " lesen wir über die wirtschaftliche Kata¬
strophe und ihre Zusammenhänge mit der verfehlten KriegS-
kirtschastspolitik : »Die Katastrophe ist im Jahre 1918 über
das deutsche Volk hereingcbrochen. Dabei ist freilich zu be¬
merken, daß die Gründe hierfür keineswegs nur tvirtschaftS-
politischer Natur waren , es kamen auch politische und militä¬
rische Gründe hinzu , die den verhängnisvollen Ausgang des
Krieges hcvbcigc fuhrt haben . Für uns standen aber die
wirtschaftspolitischen Gründe an erster Stelle , und wir glau¬
ben nach wie vor, daß diese vor allem es waren , die auf die
Stimmung draußen an der Front wie drinnen in der Heimat
zersetzend und zermürbend eingewirkt haben . Wenn wir dar¬
über Nachdenken, wie eS möglich war , daß die verkehrte Wirt -
schaftspolttik hat unternommen und durchgeführt werden kön¬
nen , so stoßen wir auf eine geistige Verfassung des deutschen
Volkes, die sich in der Überheblichkeit eines Emporkömmlings
gefiel. Dieser Geist ging durch alle Schichten des Volkes hin¬
durch, er war aber am gefährlichsten in den führenden Krei¬
sen Deutschlands , mochte es sich um militärische Dinge oder
um hohe Politik handeln, um wirtschaftliche Fragen oder
Parteiangelegenheiten , um religiöse oder künstlerische Pro¬
bleme. Alles wurde mit einer Oberflächlichkeit und mrt einem
Dilettantismus behandelt, unter welchen Eigenschaften das
praktische Handeln schwer leiden mußte . Die Vorbildung der

Kopfe war Nebensache , das Handeln «ach einseitigsten uns '
kurzsichtigsten Interesse « war die Hauptsache. Und die« Han.dein , das durch'kein überlegenes Wissen geleitet wurde, basierte
aüf einer krampfhafte« Gewalttätigkeit , die sich überall gck "
tend machte und latente urlüberbrückkürre Gegensätze sctzrf.Wenn man heute einzelne Persönlichkeiten alS besondere
Exponenten diese» Systems herausgreift und sie zu Schul-

stempelt» so zeigt gerade diese Handlungsweise , wie
rückständigund gewalttätig wir in unserem ganzen Denken und
Werten «och find. Es ist geradeztr ein Zeichen der Schwäche ,die Schuld immer außerhalb von u»S zu suchen , anstatt zuerkennen, daß -er heute übliche Schuldbegriff ganz «ub gar
eiusritig und rückständig ist. Aber was in aller Welt sollen
diese Ausführungen in der jetzigen Zeit ? Nun . der alte über,
hebliche Geist, der zum Zusammenbruch des deutschen Volke»
geführt hat . ist noch lange nicht verschwunden, sondern ge-
bärdet sich zurzeit womöglich noch ungenierter als vor der
Revolution . WaS gilt Wissen , was gilt Erkenntnis ? Wenn
wir nur ein Stückchen Gewalt haben, dann ist eben unser
Wissen maßgebend, mag eS dabei im eigenen Kopf noch so
kunterbunt auSsehen. War früher die geistige Überheblichkeit
in den führende» Kreisen gefährliche so schadet jetzt die näm¬
liche Überheblichkeit in de« Masse « der Geführte «, die viel-
fach glauben , daß ein Volk auch ohne besondere geistige Füh¬
rung bestehen könne . Das ist ein böser Wahn . Die überheblich-
keit der Vorrevolutionszeit hat das deutsche Volk mit dem Ver.
luste des Krieges gebüßt, die Überheblichkeit wahrend der Re¬
volution wird eS mit wirtschaftlichem Elend büßen müssen,
da vorher aus dem Wege der Vernunft keine Bekehrung mög¬
lich ist. Mit Vernunftgründen ist auf den Durchschnittsmen¬
schen nicht einzuwirken, solange er «och irgend eine Möglich¬
keit für sich sieht, sein nächstes und kurzsichtigstes Interesse
durchgusetzeu , Aber Führer müßten sich zu einer höhere«
Auffassung aufschwingen können, wenn anders sie den An.
spruch zur Führung erheben wollen. Aber leider haben wir
gerade hier die Erfahrung z machen , daß die starre Vertre¬
tung des einseitigsten JnteressenstandpunkteS in gewalttätigem
Geiste zur Führerrolle am tauglichsten macht . Solche Führer¬
qualitäten können sich aber nur bei einem Volke durchsetze«,
das noch keine höheren Ansprüche an seine Führer zu stelle«
vermag , weil es slbst noch des gewalttätigsten und überheb¬
lichen Geistes voll ist .

"

Prrbestimme«.
„Erschließt dir Wasserkräfte I" Beschäftigung der heimgekehL -

ten Krieger und Beschaffung von Brennmaterial für die In¬
dustrie — : zwei der dringlichsten Aufgaben, die heute ihrer
Lösung harren I Beide glaubt Dr . Eduard Martens in Frei¬
burg ihrer Lösung näher bringen zu können, indem er (in der
» Freiburger Zeitung ") der Regierung die sofortige Inangriff¬
nahme der Erschließung elektrischer Energie vorschlägt, die i«
großen Mengen in unseren Wasserläufen vorhanden ist. Er
empfiehlt in Verfolgung dieser Idee den Bau gewaltiger Stau ,
werke an Rhein, Eil« , Oder , Weser, Donau usw., die eine«
großen Teil , vielleicht alle Kohle ersetzen können, die unser «
Industrie zur Aufrechterhaltung ihrer Betriebe braucht, selbst
dann , wenn uns die lothringischen und oberschlesischen Kohlen-
decken zeitweise oder ganz entzogen werden. Ganze Heere vo«
Arbeitern , auch Tausende von Jngenieuroffizieren könnten
bei solchen nutzbringenden Aufgaben Anstellung finden . Scho«
in diesem Winter könnten viele Vorarbeiten geschaffen werden.
Dr . Martens erinnert an di« seit vielen Jahren auSgearbeite -
ten Pläne , um z. B . imttels der bayerischen Wasserkräfte ganz
Deutschland inst elektrischer Energie zu versorgen. »Solch«
Pläne konnten",, so schreibt er , »früher nicht reifen , weil parti -
rularistische Sönderintereffen Uns buveaukratische Schwerfällig¬
keit hemmend wirkten. Nun unter den neuen Verhältnissen ,
die wir der Revolution verdanken, dürfte die Ausführung mög.
lich senk, und es liegt an der Reichsregierung sich zu schiel-
len Entschlüssen aufzuraffen , und zwar zu großzügiger Durch
führung solcher Pläne .

" '

Radtscber Teil.
Teuerungszulage an die Beamten nnd Arbeiter .

** Die vorläufige Volksregierung hat beschlossen , der
Nationalversammlung sofort eine Vorlaie zu unterbrei¬
ten . wornach den vollbeschäftigten staatlichen Beamten
und Lehrern sowie den Staatsarbeitern unter denselben
Voraussetzungen wie im September 1918 eine einma¬
lige Teuerungszulage für den Monat Februar
1919 bewilligt wird , die betragen soll bei einem laufenden
Gcsamtdiensteinkommen (also einschließlich der bisherigen
laufenden Teuerungsbezüge ) :

bis zu 4000 M . 600 M .
bis zu 4250 M . 400 M .
bis zu 4M ) M . 800 M .
bis zu 4760 M . 200 M .
bis zu 6000 M . 100 M .

Ledige Beamte in diesen Einkommensätzen erhalten di«
Hälfte der bezeichneten Beträge . Für jedes Kind erhöhen
sich die Beträge um 10 v. H.

Zuruhegesetzte Beamte sollen ebenfalls berücksichtigt
werden .

Zur Aufbringung und Deckung des durch die Gewäh¬
rung dieser Zulage entstehenden Aufwandes wird die Re¬
gierung der Nationalversammlung die Erhebung eines
Nachtrags zur Einkommen - und Vermö¬
genssteuer für 1919 Vorschlägen ; außerdem soll nach
denr Vorgehen der übrigen Bundesstaaten eine entspre-
chende Erhöhung der Personen - und Güter¬
tarife vorgenommen werden .

Die vorläufige Volksregierung wird sich dafür einsetzen,
daß die Vorlagen betr. der Zulage und des Steuernach¬
trags der Nationalversammlung sofort zugehen und von
dieser alsbald in Angriff genommen werden .

Badische Nationalversammlung .
oc. Der Berfaffungsausschnß der Nationalversammlung setzt«

gestern nach der öffentlichen Sitzung die Beratung des 8 18 des
Entwurfs (Verhältnis von Kirche und Staat ) fort . Hierzu lie¬
gen von allen Parteien Anträge vor, die den bisher anerkann¬
ten kirchlichen und religiösen Gemeinschaften ihre seitherigen
Rechte weiterhin gewährleisten, diese Rechte aber unter gewis.
sen Voraussetzungen auch anderen religiösen Gemeinschaften
zuwenden wollen. Soweit bisher in der Kirchenverfassung
noch Rechte aus der alten Feudalzeit sich finden (Patronat ),
sollen sie jetzt aufgehoben werden , wobei die Ablösung der da.
mit zusammenhängenden Verpflichtungen einer besondere«



stetere » gesetzlichen Regelung Vorbehalten bleibt . Außerdem
tregei: nochZcntrumSanträge vor bxtr. die rechtlnhe Stellung
- er Kirchen. In der Aussprache fiehtein Redner der Zentrums ,

»arlci in der schrankenlosen Einbeziehung kleiner und kleinster

religiöser Gemeinschaften eine Unmöglichkeit und ^ kangt ge¬

wisse Zkautelen im Nachweis einer entsprechenden Bekenntnis-

jes und einer gewiffen Organisation .
Der Bortreter der demokratischen Krattion

« der die « orteile u . Schäden, welche die Folgen ^ PatEatS .

rechte gewesen sind. Er verlangt dringend Aushe ^
»e^ Redner bringt folgenden
stad aufgehoben. Di« Ablösung b-^ m -mt zu^

mmenhMi^
de« Verpflichtungen wird durch ein ^ t̂z erflge -

Irren Verlauf der Sitzung verlange sAM
BerNetn »es

Zentrums , wie der Demokraten b' e Strang
des Witzes

- es 8 18 der lautet : Aufwendungen aus öffentlichen Minem

»» tirUililben und religiösen Zwecken stitd unzulässig , soweit

» icht rechtsgültige Verpflichtungen bestehen.
" Die Redner be-

twnen, dieser Absatz bedeute ein Ausnahmegesetz gegen die

« Wn . Ein weiter Vertreter der demokratischen Parte ,

führte aus , er würde eS begrüben , wenn man (wie jetzt in

Württemberg ) die Frage der Trennung von Kirche und Staat

überhaupt nicht zur Debatte stellen würde . Eine Abstimmung
erfolgte nicht. Die Aussprache wird am nächsten Dienstag
fortgesetzt.

Der Haushaltausschuß besprach gestern das Ultimatum des

Eisenbahnerverbaiidcs . .demzufolge im Falle der Richtbewrlli- '

auug der Forderungen .am 31s Januar , .abends 5kL Uhr . der
Streik beginnen sollte . Der Berkehrsminister berichtet« über
die mit den Verbänden gepflogenen Verhandlungen und er.
klärte, sich vom gesetzlichen Wege rncht abdrängen lassen zu wo!-
len , aber auch nichts unversucht zu lassen, um eine Verstän-
Ligung zu erzielen. Der Finanzminister toies aus die finan¬
zielle Wirkung der gestellten Forderung

' hin , die das voraus¬
sichtliche Defizit im Staatshaushalt bis Ende 1919 noch um
weitere . 99 Millionen erhöhen würde . Er verwies ferner aus
- « Schwierigkeit und . Unmöglichkeit,- nur einzelnen Beamten ,
fattzgorien eine weitere einmalige Mindestzulage von 50Y Mark
zu gewähren . Auf der Seite des Zentrums neigt man
kaut „ Tagblatt " zu der Ansicht , daß den Beamten
nicht mit einmaligen , sondern nur mit fortlaufenden
Zuwendungen gedient sei . Der Sprecher der Demo¬
kraten wies darauf hin , daß die übrigen Bundes¬
staaten nicht nur eine weitere einmalige Teuerungszulage von
600 Mark plus Zulage für Kinder , sondern auch höhere Grund -
kühne bezahlten, und daß das Grundübel darin zu erblicken
fei , daß für Erwerbslose z . B . in Mannheim Unterstützungen
bezahlt »Verden , die die Höhe einzelner Unterbeamtenkategorien
erreichen. Auf eine Anfrage von demokratischer Seite erläu¬
terte der VerehrSminister seinen -Standpunkt des Näheren
Die Situation ist jetzt so weit geklärt , daß nun die vorläufige
Regierung ihrerseits ' in erster Linie zu der Frage Stellung
zu nehmen und nach Führung der Verhandlungen mit der itt
Karlsruhe eingetröfsenein Deputation des Eisenbahnerverban -
- eS eventuell mit einer Vorlage an die Nationalversammlung
heranzutreten hat.

E Sadifche R«nds<h <ur.
Die Arbe itslosenfürsorg e bildet nach wie vor eine

-er schwierigsten . Fragen , mit deren Lösung sich die staatlichen
und städtischen BehöKen zurzeit zu befassen Hecken . In einer
Veröffentlichung des Larihioirlschastsanftes in Karlsruhe »vur-
deu . jüngst in badischen. Gemeinden an Arbeitslosen - geuieldet :
Baden-Baden ISO , Bruchsal 342, Bühl 66, Ettlingen 366 , Frei -
- urg 746. Heidelberg 1961- Karlsruhe . 3009, Kehl 414. Konstckstz
616, Lahr 46, Lörrach 1499, . Mannheim 7000, Offenburg 300,
Pforzheim 1200 (nach spaterer Feststellung sind es nur noch 6M ),
Rastatt 276 , Säckingen 126, Schönau 209,. SchopHeim 150,

'
« illingen 65. WalLkirch 200 . Wiesloch 308 , Usw. usto.
Welche Lasten der Allgemeinheit aus der Unterstützung dieser
großen Schar von Erwerbslosen erwachsen, erhellt aus einer
Mannheimer Blötiermeldung , wonach allein die Stadt Mann¬
heim in den zwölf Tagen vom 2 .—-14 . Januar rund 1 Mil¬
lion Mark für diesen . Zweck aufgewendet hat . Es ist daher
zu verstehen, daß das Reich sowohl wie Staat .und Gemeinden
schon aus finanziellen Gründen alles tun , um den zurückkeh -
tenderr Kriegern und den vielen änderen erwerbslos geivorde-
nen Personenstn .Industrie und Handwerk, Handel und Ge- ,
werbe .Unterkunft , und .. Arbeitsgelegenheit zu verschaffen. Da
Die genannten Berusszweige nicht genügen werden , um das
ganze Heer der Arbeitslosen aufzunehmen , ist es nötig , daß
auch die Landwirtschaft nach Möglichkeit an der Betoältigung
dm bedeutsamen Aufgabe mithilft . Die Reichsregierung hat
sich denn auch dieser Tgge mit einem beherzigenswerten Auf¬
ruf an die Landbevölkerung gewandt und sie aüfgefordcrt , den
Arbeitslosen auf dem Lande durch Beschaffung von Arbeit —
Steigerung der gesamten Erzeugung , Wegebau , Felder - und
Wresenmelrorationen . Waldarbeiten usw. — Beschäftigung zu
geben. Es ist anzunehmen , daß gerade unsere badische
Landwirtschaft, die während des Krieges unter den schwierig¬
sten Verhältnissen in vorbildlicher Meise um die Aufrecht¬
erhaltung und Steigerung der Produktion zur Sicherung der
Bolkseruährung bemüht war , dieser Mahnung Folge leisten
und -damit zur Hintanhaltung unseres völligen wirtschaftlichen
RuinS (und damit auch der Entwertung des eigenen Besitzes )
beitragen wird . Selbstverständliche Voraussetzung dabei ist
- atz auch die Arbeitslosem selbst sich der ihnen angebotcnen
landwirtschaftlichen Arbeit willig unterziehen . .

Die . Unterbringung der Erwerbslosen in den Städten —'

namentlich,in den Großstädten —/ist -wie besonders dke in
Karlsruhe gemachten Erfahrungen zeigen, viel schwir«
riger als im allgemeinen angenommen wird . Meist 'gehören
nämlich die Arbeitslosen solchen Berufen an , in denen wenig
Arbeitskräfte gebraucht werden . Infolgedessen müssen sie
möglichst in verwandten Berufszweigen unt -ergebracht werden.
In vielen Fällen stellt es sich nachher heraus , daß Arbeitswillige
garnicht in der Lage waren , die Arbeit zu verrichten, die man
ihnen zugewiesen hatte . Besondere Schwierigkeiten bietet die
Unterbringung der weiblichen Arbeitslosen , die vielfach
»icht begreifen wollen, daß die bisher in der Kriegs - und Rü¬
stungsindustrie bezahlten hohen Löhne nirgends mehr be¬
zahlt werden, andererseits bei der Suche nach Dienstmädchen-
steilen öfters infolge allzu wählerischer Ansprüche mancher
Hausfrauen kein Glück haben . Auch aus andern Orten wirb
berichtet, daß die Arbeitslosigkeit für Männer im allgemeinen
vascher beseitigt wird als für Frauen . Insgesamt
wurden in Karlsruhe vom Ende November bis Ende Ja -
M»r 686 617 Mark an Unterstützungsgeldern ausbezahlt
Avon drei Sechstel auf das Reich , zwei Sechstel auf den badi-
V^ n Staat und ein Sechstel auf die Stadt entfallen .

Vorteil hat die Notwendigkeit der Beschaffung
Verdienftmöglichkeiten- die Gemeinden werden dadurch

Vornahme von Arbeiten gedrängt , die der Volks¬
nahrung in den nächsten Jahren in hohem Grade zustatten

» '"En werden. So läßt beispielsweise Kehl in seiner
Kulturarbeiten vornehmen , bei denen rund 500

- beschäftigt werden sollen, und zwar werden die Ar-
« , kij Unternehmer verteilt , von denen jeder vertraglich

verpflichtet ist 60 Arbeiter einzustellen. Damit ist dieArveM
losigkeit für Männer (mit Ausnahme der Kaufleute und Ju¬
gendlichen ) mit einem Schlag so ziemlich beseitigt, zumal dem
nächst auch mit der Errichturig von neuen Häusern begonnen
werden soll. Hierzu werden sodann die Erweiterung bezw.
Reuanlegung des Friedhofs, Waldarbeiter ! usw. kommen. Auch
in Lahr find neuerdings zu den bisher geplanten bezw. in
Angriff genommenen Notstandsarbeiten neue ins Äuge gefaßt
Worden , und zwar zumeist Wege- und Stratzcrihorstellungen
die Aufnahme von Schotterbereitung im Kalksteinbruch un¬
ähnliches.

Großzügige Maßnahmen werden jetzt von Berlin aus «nge-
kündigt. Eine soeben von der Reichsregierung erlas
seine Verordnueg verpflichtet die BundcSstaaten , ge
meinnützige Siedelungsunternehmungen zu
gründen , wie sie stellenweise, so z . B . in Baden , bereits
bestehen. Von besonderer Bedeutung -ist dabei, Latz die Ver¬
ordnung den freistaatlichen Regierungen nunmehr auserlegt ,
den gemeinnützigen Siedelungsgesellschaften ' zunächst . die
St aa t s d o in Sn en zum Kauf anzubieten und den Sic -
delungsgesellschaften ferner die Berechtigung zum Erwerb von
Moor » und Ödland im Enteignungswege und das V o r -
kaufsrecht hinsichtlich sämtlicher im Bezirk - - gelegenen
landwirtschaftlichen Grundstücke von über 20 Hektar erteilt .
Hieraus und aus der weitern wichtigen Bestimmung über hie
Aufteilung des volkswirtschaftlich nickt zu rechtfertigenden
Großgrundbesitzes werden sich neue reiche Arbeitsgelegenheiten ,
vor allem durch Urbarmachung und Schaffung von Pacht
land, ergeben. , , ,

Im Zusammenhang hiermit sei noch aus einige praktische -
Anregungen zur Arbeitsbeschaffung Hingeiviesen , die eine Zu¬
schrift an den „Basischen Beobachter" dieser Tage ^ gab. -
Sie erinnert vor allem an die weiten , die Landstraße
von Hauen eberstein nach Kuppenheim begleiten¬
den SchiWrecken, die in erträgsreiches Ackerland uingewandelt
werden könnten. Ähnlich«, jetzt nutzlos brachliegende Strecken
finden sich, wie der Einsender weiter ausführt , auch an der -

Landstraße Los -Haueneberstein und in dem großen Wiefen -

gebiet Mischen Malsch , Bruchhausen und Mörsch ,
das wegen seiner Feuchtigkeit nur Riedgras und . andere zur
Fütterung ungeeignete Gräser hervorbringe , und -in dem sog.
Bruch, das sich hinter Durlach über Bruchsal in . nördlicher
Richtung gleichlaufend mit der Straße nach Heidelberg neben
der Bahn Bruchsal—Odenheim Mischen Bruchsal, : Üb¬

st ad t , Forst und Weiher weithin- ausdehnt . Durch Kul¬
tivierung derartigen Öd - und Tumpflaiides könnten nicht nur
viele fleißige Hände Arbeit, sondern auch unser darbendes Volk
in vermehrtem Umfange Nahrung finden . Natürlich .wird man
bei allen derartige » Unternehmungen den Rat des Fachmanns ,
hören müssen , um einerseits nicht etwa nutzlose Arbeit zu , ver¬
richten und andererseits nicht benachbarten Kulturboden durch
unerwünschte Folgewirkungen der Entwässerung z schädigen .

Politische Vertretung der Brrnfsstände .
* Die Frage einer geordneten Vertretung der Berufe hat

schon vor der Revolution eine Rolle in der politischen Dis¬
kussion gespielt. Heute, in .einer Zeit , in der die Berufsinter - >

essen immer stärker zum Zusammenschluß drängen , da Ar¬
beiter - und « oldatenräte , Bürger - und -Bauernrate -ihre -. vtz»

rufsständische Anschauung in politische Taten umfetzen» hat
die Frage erhöhte Bedeutung erlangt . Diesem Gedanken Bibt
auch Dr . Franz Schnabel in einem Artikel „ Badische Ver¬

fassungsfragen
" im hiesigen Tagblatt Ausdruck- Er belogt

die Notwendigkeit, eine geordnete Vertretung der Berufe
zu schaffen und kommt dabei- zu » Forderung eurer besonderen .
Kammer zur Vertretung der Berufsftände , die er folgender¬
maßen begründet : „Die großen Organisationen .werdMNch
ja stets auch in der einen Kammer Gehör M verschaffen
wissen , weil sie — zumal jetzt bei der Verhältniswahl —

sich Mit den politischen Parteien verbinden werden , und stim¬
me » gegen Listenplätze verkaufen. Dxn kleineren V^ mssver -

einigimaen wird pies nicht möglich fein , während dock ,gergde
jetzt den poft.tikchc.n - Minderheiten durch das neue Wahn :e -. .»t

eine Berücksichtigung geworden ist . Es scheint daher io der

Tat eii -.e Kammer zur Vertretung der Bcrufsstanoe , , ' lcn
der pmitischen Kamin« r nötig , und beide wLroen not den

zwei Kammern der früheren Landstände durchaus nichts
mehr gemein haben . Es ist notwendig, daß dieser Z .usamuwn - :

Hang offenkundig wird und daß man ihn nicht m,t politischen
Anschauungen belastet, di« heute nicht mehr gelten . , . .

Die Sprache der Verfassung . /
* DieEpracke der verschiedenen badischen Verfassungsentwürfe

gibt dem Karlsruher Amtsrichter Dr . Möricke Veranlassung
zu einem längeren , in der „Bad . Landeszeitung " veröffent¬
lichten Artikel, der die neuen Verfassuligsentwürfe mit Aus -

nähme desjenigen von Dr . Ritter , nach der sprachlichen Seite

hin bemängelt . Sie redeten, so meint , er, überhaupt keine

Sprache, sondern seien in einer Sprache „abgefaßt ", die Ar^
gehörige anderer Berufe als juristendcutsch und kanzleideutsch
zu brandmarken pflegen. Unsere künftige Verfassung aber

solle «icht nur ein Rechtsdenkmal, sondern auch ein Sprach -
denk« «» der neuen Zeit sein . Dr . Möricke geht dann auf eine :
Anzahl der hauptsächlichsten Mängel des näheren ein u >o
schließt seine Ausführungen mit den Worten n Mit meiner . .o
Ausführungen möchte ich anrcgen , daß sich außer den Polst
tikerrr auch Meister der Sprocke um unsere künftige Verfas¬
sung annehmen . Alle aber, die zur politischen Mitarbeit an
dem Verfassungsentwurf berufen sind , bitte ich. ihre schöpfe¬
rische Kraft auch auf die Sprache der Verfassung zu richten.
An die Regierung ergeht die Bitte , nach dem Vorbild der
Rcichsämter und anderer außerbadifchen Behörden den Ber -
fassungsentwurf vor seiner endgültigen Fassung sprachlich ge¬
schulten Männern der engeren Heimat oder dem Allgemeinen
deutsche» Sprachverein zur Begutachtung vorzulegen .

Das Heidelberger Freiwilligen -Bataillon .
* In Heidelberg vollzieht sich in diesen Tagen in aller Stille

die Wiedergeburt der badischen Wehrmacht durch die Aufstel¬
lung des 1 . badischen Lehrbataillons . Wie erinnerlich , erließ
die badische Volksvertretung vor einiger Zeit einen Aufruf »
durch den Freiwillige zur Bildung zweier Lehrbataillone ange¬
fordert wurden . Diese beiden Bataillone , von denen das erste
in Heidelberg, das zweite in Bruchsal aufgestellt wird , sollen
den Grundstock für das neu zu bildende badische Volksheer
bilden und sind daher als Lehr- und Musterbataillone gedacht.
Der Aufruf hat, wie das „Heidelb. Tagblatt " hört » außer¬
ordentlich guten Erfolg gehabt. Beide Bataillone find fast
vollzählig. Namentlich haben sich viele ältere Soldaten , vor
allem erfahrene Front -Unteroffiziere, gemeldet . In Heidel¬
berg werden zurzeit im Handschuhsheimer Schlößchen die um¬
fangreichen Aufstellungsarbeiten für das 1 . Bataillon erledigt .
Die einleitende Organisation wurde von Leutnant Scharffe
getroffen und durchgeführt. Nachdem sich nunmehr etwa 300
Mann gemeldet haben, die in den verschiedenen Wirtschaften
Handschuhsheims einquartiert sind, konnte zur Bildung des
Bataillons geschritten werden. Es wurden drei Kompagnien
und eine Maschinengewehrkompagnieaufgestellt . Bis zur end¬
gültigen Ernennung des Bataillonskommandeurs führt Haupt -

mrnm Richter, der Chef der Sf .-G .-K ., das Bataillon . Dalafl .
lonsädjütant ist Leutnant Wecker. Bereits tauchen in de«
Straßen Heidelbergs einzelne Offiziere und Mannschaften des
Freiwilligenbataillans auf . Die Uniform ist die feldgraue .
Auf dem linken Oberarm tragen sie einen Winkel in den ba-
difchen Landesfarben - Auf den Achselklappen tragen die
Mannschaften eirie rote arabische 1 , die Offiziere in gelbem
Metall . An der Mütze wird nur eine Kokarde und zwar die
badische getragen - - Die alte « Rangabzeichen, die Achselstücke
der Offiziere und die Kragentressen der Unteroffiziere werde«
beibehalten . Die Offiziere Werden ans der Mannschaftsküche
mit verpflegt .

Aus dem badischen Psrteilcben .
8L . Die dieser Tage abgehaltene Landesversammlung

der Vertrauensmänner und -Frauen der Deutsch-
nationalen Volkspartei (Christliche Bolksparkei in Ba¬
den) war von über 200 Delegierten aus allen
Landesteilen besucht , In ständiger Aussprache wurde
über alle vorliegende Punkte der Tagesordnung eine völlige
Übereinstimmung erzielt- Zum 1 . Vorsitzenden wurde der
frühere Minister Dr . Adalbert Düringer » zu seinem Stellver¬
treter der Abg . Habermehl-Psorzheim, zum Schriftführer Frei¬
herr Albrocht v. Göler , zum Kassieer Kaufmann Müßig»-
Mannheim , als - Beisitzer der frühere Reichstagsabgeordnete
Rupp -Reihen und Freifrau von Marschall gewühlt. In den
Engeren Ausschuß wählen die Kreise Karlsruhe , Mannheim
und Freiburg je 6 und Konstanz 3 Vertreter . Im Laufe der
Sitzung wurden OrganisationSfragcu eingehend erörtert und
die Errichtung einer Landesgeschäftsstelle. in Karlsruhe be-
schlossen. Auch die Preffefrage wurde in befriedigender Weise
erledigt .

* Die Landwirtschaftskammrr hat sich an das Reichsamt für
wirtschaftliche Demobilmachung lDemobilmachungsamt) mit
einer Beschwerde darüber gewandt- daß die der badischen Land¬
bevölkerung zur Verfügung gestellten Kleidungsstücke , wie aüS
den der Landwirtschaftc-kaminer zugegangenen Berichten her -
vörgeht, zu minderwertiger Art und . hinsichtlich ihrer Quali -
tat zu teuer sind . . Die Landwirtschaftskammer Hai das Dcmo-
bilmachungSamt gebeten, dahin wirken zu wollen , daß der ba.
dischen Landbevölkerung gute und preiswerte Ware zur Per -
fügung gestellt wird .

* Güterverkehr mit der Schweiz. Es ist die Nachricht verbrei¬
tet worden , daß der rechtsrheinischeWeg nach der Schweiz über
Basel Bf . gesperrt sei . Dies ist nicht richtig . Ter Weg über
die badische .Staatsbahn ist offen . Nur der Verkehr mit Basel .
Elfaßbahn ist gesperrt . Infolgedessen müssen Sendungen nach
Basel entweder nach Basel Bad . Bahn oder nach nach Basel
Station der Schweizerischen Bundesbahnen gerichtet werden .

8 .O. Karlsruhe , 28. Jan . Der Badische Baubund hat i«
der letzten Zeit MöbelverkaufSftellenin Freiburg und in Pforz¬
heim eröffnet . In den nächsten Wochen werden Filialen in
Bruchsal , Offenburg , Singen und Villingen errichtet werden.

oc . Baden -Baden, 29. Han . Der Gemeinderat OoS hat die
Wiederaufnahme der Verhandlungen über die Vereinigung
der Stadtgemeinde Baden-Baden mit der Gemeinde OoS be .
schlossen.

SO . Engelschwand, 28. Jan . Zum Bürgermeister unserer
Gemeinde wurde Gemeirckmut Eduard Mart gewählt.

Aus öev LarröesHuuplstaöt .
* Gründung der Gartenstadt Karlsrnhe -Grünwinkel . Nach

jahrelangen Vorarbeiten ist gestern abend di« Errichtung der
Gartenvorstadt Karlsruhe -Grünwinkel endgültig beschossen
worden . . Das Neue Sicdelungsprchekt ist angesichts der Herr-
sehenden Wohnungsnot von weittragender Bedeutung für un-
sÄ: .städtisches Gemeinwesen. 'Dem AuffichtSrat der Baugenos¬
senschaft, deren Satzungen der Mustersätzung für Baugenossen,
schäften entsprechen , gehören an : Landeswohnungsjnspcktor
Rcglerungsrat Dr . Kampffmeyer, dem ei . . Hauptverdenst an
dem Zustandekommen des Projektes gebührt, als Vorsitzender,
ferner Bürgermeister Dr . Paul , Professor Sackur, der die bau -
lichen Vorarbeiten leitete, Assessor Sinner als Vertreter der Ar¬
beitgeber , sowie eine Anzahl Vertreter weiterer Berussstände
und Organisationen . In den Vorstand wurden gewählt die
Herren Meyer, -Greschel und Stapf . Geplant ist die Errich¬
tung von 180 Wohnungen, zumeist in Form von Einfamilien¬
häusern , bei deren Vergebung die kinderreichen Familien be.
vorzugt werden . Der , Mietpreis wird für den kleinsten Typ
(Wohnküche im ersten und zwei Zimmer irn zweiten Stock )
dank der Baukostenzuschüsse von Reick . Staat und Gemeinde
nur etwa 350 Mark , der für die größeren Typen je Nach der
Zahl der Räume 390, 440, 600—640 und 800 Mark betragen .

«Die Häusertypen werden im Wesentlichen denen der Garten¬
stadt Rüppurr gleichen , doch ist wie Reg. -Rat Dr . Kampffmeyer
mitteilte , auch an einen neuen Typ gedacht, dev im ersten
Stockwerk, auch der kleinsten Häuser, eine kleine Küche nebst
getrenntem Wohnraum Vorsicht. Der Platz hierfür soll durch
Einbau von Wandschränken und eines in das Wohnst -inner
hineinreichenden , von der Küche aus zu bedienenden
Grudeofens eingcspart worden. Jede Wohnung er¬
hält elektrisches Licht, Gas , Zentralheizung , Wasch¬
küche und Badegelegenheit. Besondere- Wert wird auf
di« Zuteilung eines ausreichend großen Gartens - gelegt. Die
Häuser werden in Erbmiete gegeben , der Boden bleibt Besitz
der Stadt . Die Höhe des Geschäftsanteils wurde auf 250 Ml.
festgesetzt . Erfreulicherweise hat auch die Industrie durch
Gewährung erheblicher Zuschüsse ihr Histcresse an der gemein¬
nützigen Gründung bekundoBezeichnend für die .Dringlichkeit
des Projektes ist die Tatsache , daß schon j ^tzt über 240 . Mit -
gliederanmeldungen vorliegen, eine Zahl, die bei der Garten¬
stadt Rüppurr erst nach mehrjährigem Bestehen erreicht wurde .

dla . Spenden . Von einem Mitbürger, der wiederholt schon
der Stadl größere Spenden zu wohltätigen Zwecken zug Heu
ließ , wurden 5000 Mark für den Ortsausschuß Karlsruhe drS
„Badischen Heimatdank" überwiesen. Ferner wurden dem-
selben Ortsausschuß von der Brauereigesellschaft vorm . S .
Moningcr 300 Mark zugewendet. — Der Verwaltungsrat der
Hermann Sielcken-Stiftivs hat der Stadtgemeinde wiederum
wie im Vorjahr zu den Kosten der Ferienkolonien und der
Schülerspeisung den Betrag von 5000 Mark bewilligt.

* Der Bolksrat Karlsruhe teilt uns mit : Unsere Meldung
in unserm letzten Vollsitzungsbericht , daß die Landesfettstelle
1VVÜ Zentner Butter bei der Brauerei Hoepfner auf Lager
hat , rief bei vielen Landwirtrn die irrtümliche Meinung her¬
vor , wenn die Landesfettstelle so viel Butter habe, dann
brauchten sie nicht mehr abznliefern. Nach unfern Feststel¬
lungen brauchrn nun allein die größere« Städte Badens
wöchentlich 7—8V0 Zentner Fett, wenn auf den Kopf 100
Gramm kommen. Daraus ist ersichtlich, daß diese 1000 Zertt -
ner Butter durchaus keinen Überfluß bedeutet, da sie ja
nicht einmal ausreichen, um ganz Bade» eine einzige Wecke
lang mit Fett z« versorgen.
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Gewerblich « Kinderarbeit betr .
Durch den Krieg mit seinen Folgeerscheinungen, be.

sonders Arbeitermangel und Notlage der Bevölkerung,
Wurde den Bestimmungen zum Schutze der Kinder bei
gewerblicher Arbeit nicht mehr die im Interesse eines
Gesunde » Nachwuchses nötige Aufmerksamkeit zuteil ,
und es fanden deshalb zahlreiche Übertretungen de»
Kinderschutzgesetzes und des 8 135 der Gewerbeordnung
keine Ahndung. Nachdem nunmehr aber Arbeitsman .
aet eingetreten ist und für die zahlreich au » dem Feld
heimgekehrten Krieger lohnender Erwerb nicht hin¬
reichend gefunden werden kann, ist der Augenblick ge¬
kommen. in dem der weiteren ungesetz ' ichen Beschäf¬
tigung von Kindern wieder mit aller Schärfe entgegen
Getreten werden mutz , schon damit den erwachsenen Ar¬
beitern keine Berdienstmöglichkeitentzogen wird . Wir
bringen daher die nachfolgenden Bestimmungen zur
Genauesten Beachtung in Eännerung und machen dar -
«mf aufmerksam , datz wir uns durch Kontrollen von
der Einhaltung überzeugen werden, und datz gegen
künftige Verstöße unnachfichtlich mit Strafe vorgegan-
Gen werden wird.
Ist. Es ist verboten, volksschulpflichtige Kinder (eigene

und fremde) zu beschäftigen:
1. in Fabriken ,
2. bei Bauten aller Art,
5. in den Werkstätten der Steinmetzen , Steinhauer »

Gürtler , Bronzeure , Maler und Anstreicher, in
Metallschleifereien und Polierereien , in Färbe -
reien , Lumpcnsortierereien , Rotzhaarspinnereien ,
Fleischereien und chemischen Waschanstalten,

4. beim Steineklopfen »
8. im Schornsteinfegergewerbe,
6. in dem mit dem Speditionsgeschäfte verbundenen

Fuhrwerksbetriebe ,
7. beim Mischen und Mahlen der Farben,
8. beim Arbeiten in Kellereien,
5. in Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen^

10. in Werkstätten , in welchen durch elementare
Kraft (Dampf , Wind , Wasser , Gas , Luft , Elektri¬
zität usw .) bewegte Triebwerke nicht blotz vosnber -
gehend zur Verwendung kommen.

v . Für die Beschäftigung fremder volksschulpflichtiger
Kinder in Betrieben von anderen als den unter st
aufgeführten Werkstätten, im Handelsgewerbe , in
Berkehrsgewerben , im Betrieb von Gast - und Schank-
Wirtschaften sowie bei Austragen von Waren und bei
sonstigen Botengängen gelten folgende Bestimmungen :

1. Kinder unter 12 Jahren im Betriebe von Gast-
und Schanlwirtschaften , auch Mädchen über 12
Jahre , soweit die Bedienung der Gäste in Frage
kommt, dürfen nicht beschäftigt werden.

K Die Beschäftigung von Kindern über 12 Jahre
ist mit folgenden Beschränkungen gestattet :
») Sie darf nur erfolgen zwischen 8 Uhr morgen»

und 8 Uhr abends und nicht vor dem Vormit -
tagsunterricht .

k>) Sie darf nicht länger als 3 Stunden , in den
Schulferien nicht länger als 4 Stunden täglich
dauern .

e) In der Zeit von 11 Uhr vormittag » bis 2 Uhr
nachmittags ist eine zweistündige ununterbro¬
chene Pause zu gewähren . Wenn daher zwi-
scheu dem Ende des Vormittagsunterricht »
und dem Beginn des Nachmittagsunterrichts
ein Zeitraum von zwei Stunden liegt, so ist
während dieser Zeit eine gewerbliche Beschäf.
tigung überhaupt unzulässig,

ck) Nach beendetem Nachmittagsunterricht ist eine
einstündige Pause zu gewähren.

«) An Sonn - und Festtagen dürfen di« Kinder
nur mit Austragen von Waren und sonsti.
gen Botengängen während zwei Stunden
nicht über 1 Uhr nachmittags Und weder in
der letzten halben Stunde vor Beginn des
Hauptgottesdienstes , noch während desselben
beschäftigt werden.

k) Der Arbeitgeber hat vor dem Beginn der Be¬
schäftigung von Kindern bei der Polizeidirek .
tion des Bezirksamts schriftliche Anzeige zu
erstatten .

? ) Die Beschäftigung eines Kindes darf der Ar-
beitgeber erst gestatten, nachdem ihm eine Ar¬
beitskarte für dasselbe eingehändigt ist . Ar¬
beitskarten sind von dem gesetzlichen Vertreter
des Kindes beim Patzbureau des Bezirksamts
zu beantragen .

!L- Für die Beschäftigung eigener volksschulpflichtigea :
Kinder gelten folgende Bestimmungen :

I . Im Betrieb von anderen als den unter /V aufge .
führten Werkstätten im Handelsgewerbe und in Ver-
DehrSgewerben :

1. Kinder unter 10 Jahren dürfen nicht beschäftigt
werden .

2. Die Beschäftigung von Kindern über 10 Jahre ist
mit folgenden Beschränkungen gestattet:
») Sie darf nur erfolgen zwischen 8 Uhr morgen»

und 8 Uhr abends und nicht vor dem Vormit .
tagsunterricht .

d) In der Zeit von 11 Uhr vormittag » bis 2 Uhr
nachmittags ist eine zweistündige ununterbro¬
chene Pause zu gewähren. Wenn daher zwi-
schen dem Ende des Vormittagsunterrichts
und dem Beginn des Nachmittagsunterrichts
ein Zeitraum von zwei Stunden liegt , so ist
während dieser Zeit eine gewerblich Beschäf .
tigung überhaupt unzulässig.

e) Rach beendetem Nachmittagsunterricht ist eine
einstündige Pause zu gewähren .

tt) An Sonn - und Festtagen ist die Beschäftigung
verboten.

kl . Im Betriebe von Gast- und Schanlwirtschaften :
1. Kinder unter 12 Jahren und Mädchen über 12

Jahre , soweit die Bedienung von Gästen in Frage
kommt, dürfen nicht beschäftigt werden.

K. Die Beschäftigung von Kindern über 12 Jahre ist
mit folgenden Beschränkungen gestattet :

») Sie darf nur erfolgen zwisck-en 8 Uhr morgens
und 8 Uhr abends und nicht vor dem Vormit¬
tagsunterricht .

b) In der Zeit von 11 Uhr vormittag » bis 2 Uhr
nachmittags ist eine zweistündige ununterbro¬
chene Pause zu gewähren . Wenn daher zwi-
schen dem Ende des Vormittagsunterrichts und
dem Beginn de» Nachmittagsunterrichts ein

, Zeitraum von zwei Sunden liegt, so ist wäh-
rrnd dieser Zeit eine gewerbliche Beschäftigung
überhaupt unzulässig.

c) Nach beendetem Nachmittagsunterricht ist eine
einstündige Pause zu gewähren.

III . Die Beschäftigung eigener volkssch-ulpflichtiger
Kinder beim Austragen von Waren und bei sonstigen
Botengängen ist . abgesehen von der folgenden Aus -
nähme, ohne Beschränkung gestattet :

Auf hie Beschäftig ««» von Kinder«, welche ihre« El ,
tern bei de« von diese« unternommenen « nd mit-
verrichtvten A«Stra »r« »o« Zeitungen , Milch «nd Back¬
waren helfen, finde» die oben unter 8 Ziffer 1 und
Ziffer 2»—e angeführte « Bestimmungen Anwendung.

Sollten Zweifel über Vorschriften de» Kinderschuh,
gesehe » bestehen, so wird auf Anfrage im Zimmer Nr .
42 der Polizeidirektion Auskunft erteilt -

Karlsruhe , den 27. Januar 1919 . Z .594
Bezirksamt — Polizeidirektio« —.

Unterm S. Januar ISIS haben wir auf Grund der
Verordnung des Rats der Bolksbeauftragten vom 14 .
Dezember 1918 diejenigen Personen , die unbefugt im
Besitze von Heeresgut oder au » HeereSbeständen stam-
menden Waffen find, aufgosordert , diese Gegenstände
bis spätestens 10. Januar 1S19 abzuliefern . Dieser
Aufforderung haben nur ganz wenige Folge geleisteh
obwohl sich auch hier , wie in den letzten Tagen vor-
genommene Durchsuchungen ergaben , noch bedeutende
Mengen von Waffen und Heeresgerät im Besitze von
Unbefugten befinden.

Wir fordern daher nochmal» zur Ablieferung der
oben genannten Gegenstände bis spätestens 8. Februar
ISIS auf . Wer der Aufforderung wiederum nicht
nachkommt, hat strengste Bestrafung (Gefängnis bis
zu 5 Jahren oder Geldstrafe bis einhunderttausend
Mark ) zu gewärtigen . Z .595

Waffen und Munition find beim Bezirksamt —
Polizeidirekcion — Zimmer Nr . 7, das sonstige HeereS.
gerät bei der Sammelstelle Erbprinzenstratze Nr. 12
abzuliefern .

Karlsruhe , den 31. Januar ISIS.
Bezirksamt — Polizeidirektio« —»

Pferde-Räude detr.
Unter dem Pferdebestand de» Heinrich Herbst und

Gottfried Hoffmann in Hochstetten ist die Räude aus¬
gebrochen . Z.6S3

Karlsruhe , den 29. Januar ISIS.
Bezirksamt-

ösllisekvs l- Lnüsstliostsr .
Im NamvNlilSIISI

Lonntax , tteu 8 . kebruar ISIS : (Louttervorstellun ^ :

„Her mMlimii«".
stnk-MA v,6 lkttr . Lutte V,I0 hftir.

Mont , 3. (Mo . IS.) : „Maria ". A7- 0 . (4.80 M )
Dienst -, 4. (Die . 20.) : Zum erstanmal : „Mitarbeiter ",
Komödie in 1 Akt von Bruno Ertler . — Zum ersten¬
mal : „Die Provinzialin ", KomiÄie in 1 Akt von Iwan
Turgenjew . — Zum erstenmal : „Literatur ", Lustspiel
in 1 Akt von Artur Schnitzler. A7—MS . (4 .30 M .)
Mittw ., 5. , Bolksvorst. : „Und da» Licht leuchtet in der
Finsternis ". 7—MO . Es find nur noch Galerie .
Plätze zu 70 Pf . zu haben . — Dann ., 8. (Do . 20.) :
„Liebe im Schnee". M —MO . (4.80 M .) Freit ., 7.
(Freit . IS ) : „FieSco ". AS—10. (4.30 M.) Samst .. 8.
(Sa . 18 ) : „Der Evangelimann ". M —MO . (4.80
M .) Sonnt . , S, nachm. 2 Uhr, zu ermäßigten Preisen :
„Pension SchSllrr" . 2 bis n. 4. (70 Pf . bis 3.20 M .)
Abends 6 Uhr : Sondervorst . : „Die Chardasfürstin ",
6—S . (4 80 M .) Mont ., 10 . (Mo. 20 .) : „Mitarbeiter ".
„Die Provinzialia ". „Literatur " Ä7—MO . (4 .30
Mark, )

In Pforzheim : Dienst ., 4. : „Marta ".

«Inlck-
nti- , SV

lT « I« pl ».
IS3S

nsuri
sdeatts

Vorstellung

hmkMllslMMNische.
Wegen andauernden Leiden- unseres Kammer .

sekretärS suchen wir zum alsbaldigen ( möglichst sosor-
tigen ) Eintritt einen energischen» geeigneten und seriö.
sen Herrn , der die für einen F .S3S

gandrverkskamnrrrsekrelar
erforderliche Vorbildung besitzt.

Bewerber wollen Angebote unter Darlegung der
bisherigen Tätigkeit und GehaliSansprüche sofort bei
nnserm Kammervorsitzenden, Stadtrat Ed. Jsenmann ,
Malermeister in Bruchsal, einreiche «.

De« Vorstand

MW MMHeWW UZ
il. MWl znnMiMiil vmM»

w»z sül die Molen. ^
Der Reichsverband der Kolonialdeutschen erläßt

einen Aufruf zur Unterzeichnung einer Kundgebung,
in der das deutsche Volk seinen unbeugsamen Willen
zur Wiedererlangung unserer Kolonien auSdrücken
und unserer Regierung bei den Friedensverhandlun -
gen den Rücken stärken soll .

Wir fordern nicht nur unsere Mitglieder , sondern
alle Mitbürger und Mitbürgerinnen ohne Unterschied
der Parteien auf , sich in die bis zum 15. Februar in
den hiesigen Buchhandlungen und Zeitungsexpeditto¬
nen aufliegenden Listen baldmöglichst eintragen zu
wollen. F .S32.

M vsrstnd der Dkl vorstmd der
DeoMei Kolvoal-WMast Deutsch« FmWereior vom

Abteilitog Karlsruhe . Kote« Kreuz für die Kslooieo.

beackt« lolgeode Lrkordernii !« ein»

gukvn » odvlsu

K» I»IINkI»II « I»«kling , dauernde Lekriedixniißs
de» LcdSnbeitrempkiodeni ,

Tnouerkrrterilicklreil , »I» den 2ediirkni« en
de» Oebrsuck » LNAepsÜt,

» uter -inl , cd, Sinadi -xe der H -dt-
d-olceir,

W « I-to »-I>«r»t , »Io Würdigung - 3er ? rei»demeWung.

öaudunä -Xilödklei»kvlk«i, Al«, «
koi »rk « ^ung « n

Wer »o üoukt , Icnnkt
giik u . billig

null dekslt dsuerode kreude »o »einem Seeite .

8a «Usvkv >* Lsukunil
l-erneinoütrixes Unternehmen in Ver¬
bindung mit dem Sndiscden H . ndwerlc

22 R» ^l - kUvckeivdstnn »» » Kn. 22 .

Ach suche für den dortigen Platz «tue»

tWigeil Vertreter
welcher bet der J «»»«strie , besonders aber
bct Papier-Fabriken und Kartonnage«-
Fabriken gut eingeführt ist.
viinl Uoinivb , Lbvn » riilK - 8 .

^ 0/777 .

9 .

AW,Wapiek,MiWiliiso >.
«nter Garantie des Einstampfen »,

N« haM. MllMWitt' I1Ili>
Tierhaare

Metalle , Flaschen, Lumpen
kaufen zu höchsten Tagespreisen .

Größere Menge« werdr « abgeholt. Günstige
Ablieferungsstelle für Sammler . A .865

Zuschriften erbitten

NW,Wlll . WchMllM>>.
Karlsruhe

37 AmliMche 37 Fernsprecher 3729.

« loNsn
8 > v Iki ' Dßsus
oder sonstigen Grundbesitz

mit oder ohne Geschält
VSNllLulvI » ,

so schreiben Sie sofort
zwecks Unterbreitung an

an den Verlag

Verkaufs-Markt
skUifttt I. >l„ H-b-durg«-ll« 28.
wU- Besuch kostenlos , wu

Die Stelle des Bür,er ,
meisterS in der zusammen¬
gesetzten Gemeinde Nallin¬
gen. Badisch Nheinfelden ,
Amt Säckingen, soll alsbald
durch einen F .S35L.1

reniMlgmMl
beseht werden.

Geeignete Bewerber wol.
len sich unter Bezeichnung
der Gehaltsansprüche und
Referenzen , Vorlage von
Zeugnissen und kurzem
Lebenslauf bis 15. Fe¬
bruar ISIS bei unterzeich-
netem Gemcinderat mel.
den.
Rollingen , Badisch Rhein ,

selben, 28 . Januar 1919 .
Der Gemeinderat :

H. Senger .

AMillMWtM
Die Stelle des Vorstan¬

des unseres Stadlbauam¬
tes (Stadtbaumeister ) ist
alsbald zu besetzen . In
Betracht kommen nur Be-
Werber , die die notwendi -
ge Sachkenntnis im städti-
scken Tiefbau Nachweisen
können, und in diesem
schon Erfahrung haben.
Bevorzugt werden Bewer¬
ber , bei denen diese Vor¬
aussetzungen zutreffen, ^
und die schon in selbstän-
dige-r Stellung bei einem
städtischen Tiefbauamt tä -
tig aewesen sind. F .937

Bewerbungen wollen un¬
ter Anfügung eines Le¬
benslaufes , etwa vorhgn.
dener Zeugnisse, sowie un.
ter Angabe der GehaltSan -
svrück« spätvstens bis 15.
Februar ISIS an das Bür¬
germeisteramt der Stadt
Singe » eingereicht wer-
den. Persönlich« Vorstel-
lung nur auf Verlangen .

Singen , 29 Jan . 191S.
Bürgermeisteramt :

Thorbecke .
Rstker.

Fischrvasser-
Verpachtung.
Die hiesige Stadtgemein ,

de läßt am Montag , den 3.
Februar 1919, nachm, 4A
Nhr, im Rathause das
Fichwasser auf hiesiger
Gemarkung — dasjenige
im Schlierbach ausgenom¬
men — für 12 weitere
Jahre öffentlich verpach .
ten . F .918.3 .2
Schopfheim, 25 . Jan . 19tS.

Bürgermeistera mt .
Bei der Wasser- und

Straßenbauinspcktio «
Karlsruhe ist die Stelle
de» Z .592 .2.1

rmMWiMrlM
Strecke N. 41 zwischen
Karlsruhe und Durlach
neu zu besetzen . Bewerber
haben sich bis längstens IS.
März d. I . bei Oberstra .
henmeister Götz in Karls -
ruhe, Sofienstratze Nr .
211 zu melden , bei dem
die Bedingungen und Bor .
drucke für die Bewerber er»
hältlich sind.

Bekanntmachung.
Die Preußisch -Süddeutsche Klaffrulottrrie betr.

Die Ziehung der 2 . Klasse der 13. Preutzisch-Süd
deutschen (L39 . Preußischen ) Klassenlotterie wird nach
planmäßiger Bestimmung am 11. und 12. Februar
ISIS stattfinden . F .933

Die planmäßige Erneuerung der Los« 2. Klasse hat
bis spätestens Mittwoch, den 5. Februar d. IS , abends
K Uhr, bei den zuständigen Badischen Lotterieeinneh-
mern zu erfolgen , die auch Kauflose abgeben.

Karlsruhe , den 30. Januar ISIS.
LandeShauptkasse

«IS Landesbehörde für die staatliche Slassenlotterie.

Kadischer
(Gütertarif .

Auf 1. April d. Js . wer.
den im Bad . Gütertarif ,
Abt. 1, die Bes. Ausfüh -
rungsbestimmungen zum
Nebengebührentarif n Zif¬
fer 3 unter Abschn . <7. zu
Ziffer IV über die Ver¬
mietung von Wagenkra .
nen an Privateisenbahnen
und Anschlußgleisinhaber
gestrichen . Z .593
Karlsruhe , 30 . Jan . ISIS.
Generaldirektion der Bad.

Staatseisenbahuen .
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